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Drudksache IV/ 185? 


Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

Illb 6/IIIb 1-6520/64 


Bonn, den 22. Januar 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verhalten von Beratern der Bundesregierung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup- 
pertal), Bading, Margulies und Genossen 
— Drucksache IV/1751 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Gesundheitswesen namens der Bun- 
desregierung wie folgt: 

Der Entwurf „Allgemeine Verwaltungs vor Schriften über geneh- 
migungsbedürftige Anlagen nach § 16 der Gewerbeordnung — 
Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft" ist im Septem- 
ber 1963 den beteiligten Ressorts des Bundes und der Länder, 
dem Bundesverband der Deutschen Industrie sowie den Mitglie- 
dern des nach § 16 Abs. 3 GewO zur Beratung der Bundesregie- 
rung berufenen Ausschusses zur Stellungnahme zugeleitet wor- 
den. Der Entwurf ist ein sog. Referentenentwurf. Die Stellung- 
nahmen, die u. a. von den Ausschußmitgliedern erbeten worden 
sind, sollen der Vorbereitung eines Beschlusses der Bundesre- 
gierung über die Technische Anleitung dienen. 

Zu 1. 

Die „Westdeutsche Allgemeine Zeitung" hat in ihrer Ausgabe 
vom 17. Oktober 1963 einen Bericht vom 16. Oktober 1963 ver- 
öffentlicht unter der Überschrift „Blauer Himmel bleibt noch 
Schall und Rauch — • Beratergruppe hält Städte im Industriege- 
biet für benachteiligt — Verkehrsparagraph 1 als Vorbild emp- 
fohlen". Nach diesem Bericht sollen Mitglieder des Ausschus- 
ses in scharfer Form an einzelnen Vorschriften des Entwurfs 
Kritik geübt haben. Die Kritik, über die die Zeitung berichtet, 
stimmt im wesentlichen überein mit dem Inhalt von Eingaben, 
die acht Mitglieder des Ausschusses gemeinsam an den Herrn 
Bundespräsidenten, den Herrn Präsidenten des Bundesrates, 
den Herrn Vorsitzenden des Ausschusses für Gesundheitswesen 
des Deutschen Bundestages, an das Bundeskanzleramt und an 
den Herrn Arbeits- und Sozialminister des Landes Nordrhein- 
Westfalen gerichtet haben. Ob darüber hinaus Ausschußmit- 
glieder in der Öffentlichkeit gegen den Entwurf Stellung ge- 
nommen haben, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 
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Zu 2. 

Es steht nicht fest, daß Ausschußmitglieder den Entwurf aii In- 
teressenten und Verbände weitergegeben und als ein Mittel 
der Meinungsbeeinflussung verwendet haben. Falls der Bericht 
der „Westdeutsche Allgemeine Zeitung" auf Informationen von 
Ausschußmitgliedem beruht und auch in der Form der Darstel- 
lung von ihnen veranlaßt ist, wäre ein solches Verhalten von 
Ausschußmitgliedem aufs schärfste zu vemrteilen. Andererseits 
darf bemerkt werden, daß dem Ausschuß nach der Vorschrift in 
§16 Abs. 3 Satz 4 GewO „Vertreter der Behörden, der kommu- 
nalen Spitzenverbände, der Wissenschaft und der Technik, der 
technischen Überwachung, des Gesundheitswesens, des Berg- 
wesens, der gewerblichen Wirtschaft, der Land- und Forstwirt- 
schaft sowie des Haus- und Grundbesitzes" angehören. Das Ge- 
setz geht bei dieser Auswahl offenbar davon aus, daß die Aus- 
schußmitglieder, obwohl sie zur Beratung der Bundesregierung 
verpflichtet sind, auch die Interessen der Behörden oder Grup- 
pen wahmehmen sollen, die sie vertreten. Bei der Erfüllung 
dieser Aufgabe kann es erforderlich werden, daß die Ausschuß- 
mitglieder Entwürfe, die ihnen ohne den Hinweis auf vertrau- 
liche Behandlung zur Stellungnahme übersandt sind, mit an- 
deren Vertretern ihrer Interessentengruppe erörtern. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, wegen des Berichts in 
der „Westdeutsche Allgemeine Zeitung" vom 17. Oktober 1963 
Maßnahmen zu ergreifen. Die Bundesregierung ist jedoch der 
Auffassung, daß der Zusammenarbeit mit dem Ausschuß besser 
gedient gewesen wäre, wenn die acht Ausschußmitglieder sich 
darauf beschränkt hätten, zu dem Referentenentwurf einer Tech- 
nischen Anleitung in sachlicher Form nur gegenüber den be- 
teiligten Bundesressorts Stellung zu nehmen. Bei diesem Ver- 
fahren hätte Gelegenheit bestanden, die Mißverständnisse, auf 
denen ihre Kritik beruht, auszuräumen. Die Eingabe der Aus- 
schußmitglieder an politische Stellen hätte sich dann erübrigt. 
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